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Terminhinweise

Wiederholung
Donnerstag, 17. Dezember, 11.30 Uhr, Referat für Arbeit und Wirt-

schaft, Multifunktionsraum, Herzog-Wilhelm- Straße 15

Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft, Sozialreferent Friedrich
Graffe und Bernd Becking, Vorsitzender der Geschäftsführung der Agentur
für Arbeit München, laden zum Pressegespräch über die Zukunft der Ar-
beitsgemeinschaft für Beschäftigung München GmbH (ARGE) ein. Nach
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts muss bis Ende 2010 eine neue
Organisationsform gefunden werden. Die Arge München betreut derzeit
70.000 Menschen.

Wiederholung
Donnerstag, 17. Dezember, 19.30 Uhr,

Jüdisches Gemeindezentrum, Hubert-Burda-Saal, St.-Jakobs-Platz

Oberbürgermeister Christian Ude spricht die Laudatio zur Verleihung der
Ohel-Jakob-Medaille an den ehemaligen bayerischen Ministerpräsidenten
Dr. Günther Beckstein.

Samstag, 20. Dezember, 14 Uhr, Odeonsplatz

Die Dominik-Brunner-Stiftung ruft als Partner der Initiative „Münchner Cou-
rage“ unter dem Motto „Nimm dein Herz in die Hand“ alle Bürgerinnen
und Bürger zur Teilnahme an einer Kundgebung auf. Die erste gemeinsame
Aktion des Bündnisses wirbt für Zivilcourage und mehr Mut. Es sprechen
Ministerpräsident Horst Seehofer, Oberbürgermeister Christian Ude und
Uli Hoeneß, Präsident des FC Bayern e.V. Ein ökumenisches Gebet von
Weihbischof Engelbert Siebler und Regionalbischöfin Susanne Breit-Keßler
sowie ein musikalischer Beitrag von Sportfreunde Stiller, Liz Howard und
dem Jugend-Gospelchor Young Souls begleiten die Veranstaltung.

Bürgerangelegenheiten

Mittwoch, 23. Dezember, 17.30 bis 19 Uhr,

BA-Büro, Seidlvilla, Nikolaiplatz 1 b

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 12 (Schwabing - Freimann)
mit dem Vorsitzenden Werner Lederer-Piloty.
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Meldungen

(teilweise voraus)
OB Ude begrüßt Kabinettsbeschluss zum S-Bahn-Tunnel

(16.12.2009) Oberbürgermeister Christian Ude begrüßt – auch in seiner
Eigenschaft als Vorsitzender des Regionalen Planungsverbands und des
Münchner Verkehrsverbunds – den Beschluss der Bayerischen Staatsre-
gierung für die Großprojekte einer 2. S-Bahn-Stammstrecke im Tunnel und
einer schnellen Flughafenanbindung. Hier gehe es in der Tat um die „Zu-
kunft des Schienenverkehrs in der Metropolregion München“ sowie die
„Grundlage der Entwicklung der Region in den nächsten Jahrzehnten“,
stimmte der Oberbürgermeister dem bayerischen Wirtschafts- und Ver-
kehrsminister Martin Zeil (FDP) zu.
Der „parteipolitischen Pflichtübung“, zur „Beruhigung innerparteilicher
Oppositionsgruppen den Nordtunnel light noch einmal zu begutachten“,
misst der Oberbürgermeister keine Bedeutung bei. „Auch wenn man die-
sen Vier-Milliarden-Plan abspeckt, bleibt er unbezahlbar, ganz zu schwei-
gen von den Nachteilen, dass verschiedene Schienenverkehre hier ver-
flochten werden sollen und ein Nordtunnel light der U-Bahn zur Münchner
Freiheit Konkurrenz machen würde.“ Wie der Regionale Planungsverband
zutreffend festgestellt habe, „wäre ein Nordtunnel light für den regionalen
Schienenverkehr ein gravierender Rückschritt.“
Nach Udes Ansicht komme es jetzt darauf an, für die Flughafenanbindung
auf dem Ostkorridor eine Tunnellösung zu vereinbaren und keine Zeit zu
verlieren, damit die Verbesserungen des S-Bahn-Systems bis zu den
Olympischen Spielen 2018 fertiggestellt werden können.

Geänderte Öffnungszeiten während der Feiertage im Referat für

Gesundheit und Umwelt

(16.12.2009) Während der Weihnachts- und Neujahrsferien gibt es in fol-
genden Beratungsstellen des Referats für Gesundheit und Umwelt geän-
derte Öffnungszeiten:
- Bauzentrum München, Willi-Brandt-Allee 10, Telefon 50 50 85:

24. Dezember bis 3. Januar geschlossen
- Umweltladen, Rindermarkt 10, Telefon 2 33-2 66 66:

ab 21. Dezember geschlossen
- Sachgebiet „Tuberkulose“, Dachauer Straße 90, Telefon 2 33-3 75 89:

Am 29. Dezember findet die Nachmittagssprechstunde von 13 bis 14
Uhr (statt 13 bis 18 Uhr) statt.
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- Infektionshygiene/Medizinalwesen, Bayerstraße 28 a, Telefon 2 33-
4 78 49: Am 29. Dezember und 5. Januar entfallen die Nachmittags-
sprechstunden.

- Staatlich anerkannte Beratungsstelle für Schwangerschaftsfragen,
Bayerstraße 28 a, Telefon 2 33-4 78 71: Vom 28. Dezember bis 8. Ja-
nuar ist die telefonische Terminvereinbarung nur vormittags möglich.

Alle anderen Beratungsstellen des Referates für Gesundheit und Um-
welt sind zwischen den Weihnachts- und Neujahrsfeiertagen zu den
üblichen Beratungszeiten geöffnet. Alle Beratungsstellen mit Anschrift
und Öffnungszeiten im Internet unter: www.muenchen.de/Rathaus/rgu/
beratung_foerderung/angebote/84132/index.html

PlanTreff in den Weihnachtsferien geschlossen

(16.12.2009) Der PlanTreff, die Informationsstelle zur Stadtentwicklung,
ist in den Weihnachtsferien ab Montag, 28. Dezember, bis einschließlich
Montag, 11. Januar, geschlossen. Der PlanTreff ist während dieser Zeiten
via Fax 2 33-2 71 51 oder per E-Mail plantreff@muenchen.de erreichbar.

Stadt-Information am 2. Januar geschlossen

(16.12.2009) Die Stadt-Information im Rathaus ist neben Heiligabend, Sil-
vester, Neujahr und den Feiertagen nur am Samstag, 2. Januar, geschlos-
sen. An den übrigen Ferientagen hat die Stadt-Information zu den regulä-
ren Öffnungszeiten – Montag bis Freitag von 10 bis 20 Uhr und Samstag
von 10 bis 16 Uhr – geöffnet.

Winterdienstbilanz für Dienstag, 15. Dezember

(16.12.2009) Hier die aktuellen Winterdienst-Zahlen:
Dienstag, 15. Dezember:

Einsatzzahlen:
Personal: 129 Fahrzeuge: 72
Streuguteinsatz:
Salz: 75,799 t Splitt: 4,83 t
Kosten des Einsatztages: 85.607,61 Euro
Bisherige Bereitschaftstage: 23
Bisherige Einsatztage: 25
Bisher aufgelaufene Kosten im Winter 2009/2010: 2.244.159,84 Euro

http://www.muenchen.de/Rathaus/rgu/beratung_foerderung/angebote/84132/index.html
http://www.muenchen.de/Rathaus/rgu/beratung_foerderung/angebote/84132/index.html
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Zwiefachen-Tanzkurs im Januar

(16.12.2009) Das Kulturreferat der Landeshauptstadt München bietet in
Kooperation mit der Tanzschule Richter am Stachus, wieder einen „Zwie-
fachen-Tanzkurs” an: Jetzt anmelden und als Weihnachtsgeschenk prä-
sentieren. An drei Abenden – jeweils am Freitag, 8., 15. und 29. Januar
von 20 bis 22 Uhr – unterrichtet Katharina Mayer (Tanzmeisterin des Ko-
cherl-Balls) leichtere und schwierigere Zwiefache aus der Sammlung ihres
Vaters Wolfgang A. Mayer.  Der Wechsel zwischen Walzer und Dreher ist
bei jedem Zwiefachen anders, deshalb merkt man sich am besten Text
und Melodie dazu. Die „Schreinergeiger” spielen dazu live mit Stücken wie
„Unser oide Kath“, „Leit, Leit, Leitl müaßts lustig sei“ oder „Da Schmid-
bua“ auf. Gelegenheiten, das Gelernte umzusetzen, bietet das Kulturrefe-
rat bei seinen verschiedenen Tanzfesten.
Die Kosten (drei Kursabende je 120 Minuten) in der Tanzschule Richter,
Sonnenstraße 3, liegen bei 79 Euro pro Person. Kenntnisse von Walzer
und Dreher sind unbedingt erforderlich! Die Anmeldung erfolgt unter
www.tanzrichter.de. Nähere Informationen sind auch im Internet unter
www.muenchen.de/volkskultur ersichtlich.

Führung durch die Ausstellung „Non plus ultra!“

(16.12.2009) Wie ist der moderne Circus entstanden? Warum hat die Ma-
nege überall auf der Welt einen Durchmesser von 13 Metern? Von Mün-
chen ausgehend informiert die Ausstellung „Non plus ultra! Circus Kunst.
München“ über die Geschichte des Circus, erzählt von Kunstreitern, Tier-
lehrern und Clowns und zeigt auf, wie sich der Circus Krone von einer
Wandermenagerie zum großen Circusunternehmen entwickelt hat. Dr.
Helmut Bauer, Kurator der Ausstellung, führt am Sonntag, 20. Dezember,
um 15 Uhr durch die Ausstellung im Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-
Platz 1. Treffpunkt ist im Foyer. Der Eintritt kostet 6 Euro, ermäßigt 3 Euro.
Die Führung ist kostenlos.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 16. Dezember 2009

Gesundheitsschutzgesetz

Anfrage Stadträtin Lydia Dietrich (Die Linke) vom 15.10.2009

Antwort Kreisverwaltungsreferat:

In Ihrer Anfrage vom 15.10.2009 zum Vollzug des Gesundheitsschutzge-
setzes in Münchner Gaststätten führten Sie zunächst aus:
„Seit dem 01. August 2009 trat in Bayern das neu verabschiedete Gesund-
heitsschutzgesetz in Kraft. Damit ist das Rauchen in Gasträumen der so-
genannten getränkgeprägten Gastronomie bis zu einer Raumgröße von
75 qm erlaubt. In Gaststätten, deren Räume größer als 75 qm sind, ist das
Rauchen in ausgeschilderten, separaten Nebenräumen erlaubt. Hier ist
der Zutritt für Minderjährige untersagt, dies muss entsprechend gekenn-
zeichnet sein. In Diskotheken darf nun in Nebenräumen geraucht werden,
wenn dort nicht getanzt wird. Auch hier ist der Zutritt für unter 18 Jährige
nicht gestattet, auch dies muss ausgeschildert sein.”

Ihre in diesem Zusammenhang an Herrn Oberbürgermeister Ude gerichte-
ten Fragen darf ich in Abstimmung mit dem Oberbürgermeister nachfol-
gend beantworten:

Frage 1:

Wie wird die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen in München kon-
trolliert?

Antwort:

Hinsichtlich des Rauchverbots in Gaststätten liegt der Vollzug des Gesund-
heitsschutzgesetzes (GSG) in Händen der Bezirksinspektionen des Kreis-
verwaltungsreferats, deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Einhal-
tung des Rauchverbots ebenso kontrollieren wie die Einhaltung sonstiger
einschlägiger Vorschriften, z. B. auf dem Gebiet des Brandschutzes, des
Lebensmittelrechts, des Spielrechts, des Jugendschutzes und dergleichen.
Gezielte, ausschließlich auf die Einhaltung der Vorschriften des GSG ge-
richtete Kontrollen wären wenig wirtschaftlich und finden schon angesichts
der angespannten Haushaltslage lediglich anlassbezogen statt.
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Frage 2:

Wie wird kontrolliert, in wie weit es sich um eine getränkgeprägte Gastro-
nomie handelt?

Antwort:

Anhand der zum Gesundheitsschutzgesetz ergangenen ministeriellen Voll-
zugshinweise wird eine Einschätzung aufgrund des Erscheinungsbildes
der jeweiligen Gaststätte vorgenommen. Insbesondere gelten dabei Be-
triebsarten wie „Bar”, „Schankwirtschaft”, „Stehausschank” bzw. „Trink-
kiosk” als getränkegeprägt.
Andere Objekte werden meist vor Ort differenzierter betrachtet und be-
wertet. Teilweise wird das Betriebskonzept entsprechend angepasst, um
eine eindeutige Zuordnung sicherzustellen.

Frage 3:

Wie viel Personal wird dafür in welchen Abständen zur Verfügung gestellt?

Antwort:

Bei den Bezirksinspektionen sind ständig ca. 55 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter – neben umfangreichen anderen Aufgaben, vgl. Antwort zu Frage
1 – mit dieser Thematik betraut.

Frage 4:

Werden die Kontrollen angemeldet?

Antwort:

Gaststätten werden grundsätzlich ohne Anmeldung kontrolliert.

Frage 5:

Wie viele Verstöße sind seit dem Inkrafttreten des Gesundheitsschutzge-
setzes registriert worden?

Antwort:

In den Monaten August und September 2009 wurden insgesamt 32 Ab-
weichungen von den Vorgaben des Gesundheitsschutzgesetzes festge-
stellt.

Frage 6:

Welche Sanktionen sind aufgrund der Verstöße verhängt worden?
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Antwort:

Seit 01. August 2009 mussten keine Bußgeldverfahren mehr eingeleitet
werden. Zunächst wurden die betroffenen Gastronomen über die neue
Rechtslage schriftlich belehrt. Weitere Maßnahmen waren bislang nicht
erforderlich.
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Stimmten die Vertreter Münchens im Aufsichtsrat der Flughafen

München GmbH der stärkeren Beteiligung am unternehmerischen

Risiko der Fluglinien zu?

Anfrage Stadträtin Mechthild von Walter (ÖDP) vom 15.10.2009

Antwort Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

In Ihrer Anfrage vom 15.10.2009 führten Sie als Begründung aus:
„Ausführungen innerhalb der Broschüre ‚M Dialog‘, der ‚Nachbarschafts-
zeitung der Flughafen München GmbH‘ zufolge sollen die fixen, auf dem
Flugzeuggewicht basierenden Entgelte schrittweise gesenkt, die variablen,
von der Zahl der Fluggäste abhängigen Entgelte dagegen angehoben wer-
den. Da die Zahl der Fluggäste infolge der noch keineswegs ausgestande-
nen Finanz- und Wirtschaftskrise auch in der nächsten Zeit sinken wird,
bedeutet dies eine Abnahme der Einnahmen. Die FMG umschreibt diesen
Vorgang als ‚stärkere Beteiligung der FMG am unternehmerischen Risiko
der Airlines‘.”
Eine solche Hilfestellung für in Schwierigkeiten geratene Fluggesellschaf-
ten gehört aus Ihrer Sicht nicht zu den kommunalen Aufgaben.

Zu den in Ihrer Anfrage genannten Schilderungen wurde die Flughafen
München GmbH (FMG) um Stellungnahme gebeten. Die FMG führt zum
Sachverhalt vorab Folgendes aus:

Als privatrechtlich organisiertes Wirtschaftsunternehmen hat die FMG ne-
ben den Chancen auch die Risiken der Luftverkehrsnachfrageentwicklung
zu tragen. Darüber hinaus beteiligt sich die FMG selbstverständlich nicht
an den unternehmerischen Risiken bzw. Ergebnissen der Luftverkehrsge-
sellschaften.

Die FMG erhebt auf Grundlage des § 43a Luftverkehrszulassungsordnung
(LuftVZO) Flughafenentgelte. Vereinfacht dargestellt wird auf dieser
Rechtsgrundlage bei der Kalkulation der Flughafenentgelte so vorgegan-
gen, dass die unterschiedlichen Entgeltbestandteile (variable, d.h. passa-
gierbezogene Entgelte, fixe, d.h. gewichtsabhängige, bewegungsabhängi-
ge, lärmabhängige und schadstoffabhängige Entgelte) in Summe die ge-
wünschte Kostendeckung erreichen. Mit geringen nationalen und regiona-
len Modifikationen entspricht dies der Handhabung der im Wettbewerb
stehenden Flughäfen. Die variable Gestaltung der Entgelte ist Bestandteil
der langfristig angelegten Entgeltpolitik der FMG und folgt dem an interna-
tionalen Flughäfen zu beobachtenden Trend bzw. den Markterfordernissen.
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Es trifft nicht zu, dass hierdurch Schaden für die FMG bzw. in Folge für die
Gesellschafter entsteht oder gar eine Subventionierung von Fluggesell-
schaften durch die Gesellschafter erfolgt.

Mit der variablen Gestaltung der Entgelte ist aufgrund der zuvor kurz um-
rissenen Kalkulationsprinzipien keine Reduzierung des Entgeltvolumens
insgesamt verbunden.
Ausgehend von der Prämisse der “Erlössicherung” setzt die FMG den
Schwerpunkt der Entgeltbestandteile dort, wo mit den größten Mengen-
treibern zu rechnen ist. Dies ist seit Jahren das Passagierwachstum, das
überproportionale Zuwachsraten im Vergleich zum Bewegungswachstum
und Gewichtswachstum aufweist. Folgerichtig erfährt die Summe der Pas-
sagierentgelte die größten Steigerungen.

Die gegenwärtige Nachfrageschwäche zeigt, dass insbesondere ein stär-
kerer Rückgang der Flugbewegungen im Zeitraum von Januar bis Septem-
ber 2009 mit rd. -9 % im Vergleich zu den Passagierzahlen mit – 7% im
gleichen Zeitraum zu verzeichnen waren.

Auch hier stellt sich die eingeschlagene Entgeltpolitik als vorteilhaft dar.
Wäre eine Strukturänderung nicht erfolgt, so hätte dies einen deutlich grö-
ßeren strukturellen Umsatzrückgang bedeutet, wenn die bewegungsab-
hängigen Umsatzkomponenten nicht anteilsmäßig zurück gefahren wor-
den wären.

Dass dennoch von einer Beteiligung am Auslastungsrisiko gesprochen
werden kann, resultiert aus dem Umstand, dass Airlines nicht pauschal
für ein Flugereignis, unabhängig von der Anzahl der beförderten Passagie-
re bzw. von an Bord befindlicher Fracht, zu bezahlen haben. Je geringer die
Auslastung eines Fluges ist, desto weniger hat eine Airline an Flughafen-
entgelten zu zahlen und umgekehrt.
Seitens der FMG wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass natürlich die
Entgeltkalkulation der FMG auch darauf basiert, dass bei der niedrigsten
anzunehmenden Auslastung (zu der eine Flugbewegung langfristig auf-
recht erhalten wird) noch eine angemessene Kostendeckung zu erreichen
ist.

Auch aus Sicht der FMG wird eine Subventionierung von in Schwierigkei-
ten geratenen Luftverkehrsgesellschaften für nicht angezeigt gehalten.
Das am Flughafen München gewählte Entgeltsystem schließt eine derarti-
ge Unterstützung grundsätzlich aus.
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Die Ausgestaltung und die Höhe des Entgelts erfolgt in Abstimmung zwi-
schen FMG und dem Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, Infra-
struktur, Verkehr und Technologie als zuständige Genehmigungsbehörde.

Die Entgelte sind Teil der wirtschaftlichen Gesamtleistung im Rahmen der
Wirtschaftsplanung bzw. des Jahresabschlusses. Wirtschaftsplan und
Jahresabschluss unterliegen in ihrer Gesamtheit der Beschlussfassung
durch Aufsichtsrat und Gesellschafterversammlung der FMG.

Ergänzend wird von der FMG darauf hingewiesen, dass die FMG eine Ent-
geltstruktur mit starker Betonung auf umweltpolitische Aspekte, entspre-
chend ihrer öffentlichen Verantwortung, geschaffen hat. Zur Eindämmung
und Verringerung des Ausstoßes von Luftschadstoffen wurden in einem
Pilotprojekt zusammen mit dem Flughafen Frankfurt, sogenannte NOX-
abhängige Entgelte eingeführt. Darüber hinaus wurden in München die
seit Jahren bestehenden lärmabhängigen Entgelte in ihrer Gewichtung
stark erhöht. Beide Umweltkomponenten schaffen einen Anreiz lärm- und
schadstoffarme Luftverkehrsfahrzeuge einzusetzen.

Frage 1:

Wie haben die Vertreter der Landeshauptstadt München, die 23 % der
Flughafen München GmbH besitzt, sich bei der Abstimmung im Aufsichts-
rat verhalten?

Frage 2:

Falls sie diesem Vorhaben zugestimmt haben sollten – mit welcher Be-
gründung geschah dies?

Antwort:

Wie o.g. erfolgt die Ausgestaltung und die Höhe des Entgelts in Abstim-
mung zwischen FMG und dem Bayerischen Staatsministerium für Wirt-
schaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie als zuständige Genehmi-
gungsbehörde. Hierzu erfolgt keine gesonderte Behandlung und Be-
schlussfassung durch den Aufsichtsrat der FMG.
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Totalkürzungen bei Hartz IV-Empfängern abschaffen

Antrag Stadtrat Siegfried Benker (Bündnis 90/Die Grünen)

Aufbau eines Archivs der Münchner Migrationsgeschichte

Antrag Stadtrats-Mitglieder Siegfried Benker, Gülseren Demirel,
Dr. Florian Roth (Bündnis 90/Die Grünen) und Stadtrat Thomas
Niederbühl (Rosa Liste)

Handy-Parken in München

Anfrage Stadtrat Thomas Hummel (Bayernpartei)



 
 
 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Christian Ude 
Rathaus 
 
 

 
München, den 15.12.2009  

                                                    Antrag 
 

Totalkürzungen bei Hartz IV-Empfängern abschaffen  
 

1. Das Sozialreferat der Stadt München stellt die Studie �Explorationsstudie zu 
Auswirkungen von Totalsanktionen bei Arbeitslosengeld 2-Empfängern� dem 
Sozialausschuss vor und bewertet die Studie. 
 
2. Zudem setzt sich das Sozialreferat beim Gesetzgeber dafür ein, daß 
Totalsanktionen (100%-Kürzungen) gegen erwachsene und jugendliche Empfänger 
(unter 25 Jahren) von Hartz IV-Geldern abgeschafft werden. 
 
Begründung:  
 
Totalsanktionen verursachen enorme Folgen: Es kommt zu einer Verschärfung der 
sozialen und psychischen Lage der Betroffenen, z.B. durch weitere Verschuldung, 
Räumungsklagen, Verlust der Wohnung, Verweigerung ärztlicher Behandlung, 
Kündigung von Bankkonten und die Sperrung von Telefonanschlüssen. Auch treten 
vermehrt psychische Erkrankungen auf. Zudem erfüllt die Sanktionierung nicht den 
Zweck die Betroffenen dem Arbeitsmarkt anzunähern sondern führt dazu, dass sie 
sich in ihrer verschärften Lage kaum mehr mit der Arbeitssuche auseinander setzen 
können. Die Hilfebedürftigkeit der Betroffenen erhöht sich drastisch und die 
entstandenen Probleme können nur mittels monatelanger Arbeit von betreuenden 
Sozialpädagogen aufgelöst werden. 
Im Rahmen der Verschärfung der gesetzlichen Regelungen zum 01.01.2007 gilt z.B. 
für Personen unter dem 25. Lebensjahr, die Arbeitslosengeld 2 empfangen, dass bei 
der ersten Pflichtverletzung die Regelleistung wie zuvor vollständig entfällt. Neu ist, 
dass bei wiederholter Pflichtverletzung auch die Leistungen für Unterkunft und 
Heizung für drei Monate entfallen können. Die Sperrung sämtlicher Leistungen 
(Einstellung der Zahlungen von ALG 2, Einstellung der Zahlung der Mietkosten, 
Einstellung der Kostenübernahme der Krankenversicherung) erfolgt für 3 Monate und 
kann unter bestimmten Bedingungen auf 6 Wochen verkürzt werden. Die 
Sanktionsquote lag laut der Studie von Nicolas Grießmeier (Dipl.-Sozialpädagoge, 
FH) vom November 2009 im Zeitraum von Januar bis September 2008 bei unter 
25jährigen bei 10 Prozent. Insgesamt lag die Sanktionsquote im Juni 2008 laut 
Auskunft des Sozialreferats bei 2,4 Prozent. 
 
Bündnis '90/Die Grünen � rosa liste 
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus

München, 15.12.2009

Antrag

Aufbau eines Archivs der Münchner Migrationsgeschichte

Stadtarchiv und Stadtmuseum werden gebeten, dem Stadtrat ein Konzept zum Aufbau eines
Archivs der Migrationsgeschichte (evtl. im Stadtarchiv) vorzulegen. Dabei sind besonders
folgende Fragen zu beantworten:

1. Welche Materialien zur Geschichte der Migration in München sind im Stadtarchiv
vorhanden? Wie werden diese katalogisiert und präsentiert?

2. Wie können neben Stadtarchiv und Stadtmuseum weitere städtische und staatliche
Institutionen, soziale Dienste im Bereich der Migrationsarbeit und auch
Migrantenselbstorganisationen beim Aufbau eines solchen Archivs der Münchner
Migrationsgeschichte mit einbezogen werden?

Begründung:
Seit dem ersten Anwerbeabkommen 1955 ist die Zahl der MünchnerInnen mit
Migrationshintergrund gestiegen: Heute haben mehr als ein Drittel der MünchnerInnen
Migrationshintergrund. Migration sollte als selbstverständlicher Teil der Münchner
Stadtgesellschaft gesehen werden, der sich auch in der Dokumentation der Münchner
Stadtgeschichte widerspiegelt.
Für den Aufbau einer diesbezüglichen Sammlung ist es sinnvoll, mit allen Institutionen und
Organisationen im Bereich der Migration intensiv zusammenzuarbeiten.

Bündnis '90/Die Grünen � rosa liste
Initiative:
Gülseren Demirel, Stadträtin
Siegfried Benker, Stadtrat
Thomas Niederbühl, Stadtrat
Dr. Florian Roth, Stadtrat



Thomas Hummel
Stadtrat in München

Rathaus, Zimmer 174

An Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
 - oder Vertreter im Amt -

15. Dezember 2009

Anfrage: Handy-Parken in München

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,
sehr geehrte Damen und Herren,

seit  einiger Zeit  existieren verschiedene Systeme, mit  denen Parkgebühren ohne das Lösen eines 
Parkscheins, ausschließlich über Mobiltelefone beglichen werden können („Handy-Parken”). Zu den 
Vorteilen  für  den  Autofahrer  gehört  –  je  nach  System  –  unter  anderem  der  Wegfall  der 
Kleingeldsuche,  die minutengenaue Abrechnung und die Möglichkeit,  die Parkdauer per SMS zu 
verlängern, ohne das Auto dafür extra aufsuchen zu müssen.

Nach einem Versuchsprojekt in Berlin (2005) sind mittlerweile verschiedene Betreiber mit eigenen 
Angeboten  und Systemen verfügbar.1 In  zahlreichen bayerischen,  österreichischen und deutschen 
Städten wird diese Option bereits angeboten2, in Köln bspw. schon seit Anfang 20083, in Hamburg seit 
Juli 20084. München sollte ursprünglich im Laufe des Jahres 2009 nachziehen.5

Ich frage hierzu den Herrn Oberbürgermeister:

1.Wie weit sind die Pläne der Landeshauptstadt zur Umsetzung des Handy-Parkens bisher 
vorangeschritten? Ist bereits mit einer Einführung zu rechnen?

2.Welches der auf dem Markt befindlichen Systeme wäre für die Parksituation in der Stadt 
München am ehesten geeignet? Welche Kriterien sind hierfür ausschlaggebend?

1 http://www.youtube.com/watch?v=yl8Y5eSpcUM = http://bit.ly/75pjpx

2 http://de.wikipedia.org/wiki/Handy-Parken#Deutschland = http://bit.ly/6bajLA

3 http://www.mobil-parken.de/cms/staedte.html = http://bit.ly/5v13qD

4 http://www.hamburgwiki.de/wiki/Handy-Parken = http://bit.ly/6dUCLu

5 http://www.sueddeutsche.de/automobil/64/309997/text/3/ = http://bit.ly/5GIGZK



3.Inwieweit konnten bereits Erfahrungen anderer Städte gesammelt und ausgewertet 
werden?

4.Welche Kosten fallen für die Ausrüstung der Parkraumüberwacher mit Kontrollgeräten an?

5.Könnten Parkscheinautomaten zumindest teilweise eingespart werden? Welche 
Einsparungen ergäben sich durch den evtl. Wegfall von Parkscheinautomaten, inkl. 
Kosten für Leerung, Wartung, etc.?

6.Insgesamt ist die Möglichkeit des Handy-Parkens noch wenig bekannt. Auf welche Art 
und Weise sollen die evtl. Einführung und die Modalitäten dann angekündigt werden? Mit 
welcher Vorlaufzeit würde dies geschehen?

Ich bedanke mich bereits jetzt für die Beantwortung dieser Fragen.

Thomas Hummel
ehrenamtlicher Stadtrat
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